
 

Beiblatt zum 

Programmplanungsdokument für EQUAL Österreich 2000 - 2006 in der Fassung vom 

April 2004 - Entscheidung der Kommission K(2004)3379 vom 30.08.2004: 

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit erlaubt sich betreffend die  

Entscheidung der Kommission vom 30.08.2004, K(2004)3379, zur Änderung der 

Entscheidung K(2001)585 zur Genehmigung des Programms im Rahmen der 

Gemeinschaftsinitiative EQUAL zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Ungleichheiten 

im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt in Österreich  

auf folgende Redaktionsfehler hinzuweisen: 

 

Der Text auf Seite 140, Absatz 4: 

Das gesamte Finanzvolumen von EQUAL beträgt rund � 207,6 Mio. (ATS 2.807), die je zur 

Hälfte aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und aus nationalen öffentlichen Mitteln 

finanziert werden (jeweils � 103,8 Mio. bzw. ATS 1.403,5). 

lautet korrigiert: 

Das gesamte Finanzvolumen von EQUAL beträgt rund � 207,6 Mio. (ATS 2.856,6), die je zur 

Hälfte aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und aus nationalen öffentlichen Mitteln 

finanziert werden (jeweils � 103,8 Mio. bzw. ATS 1.428,3). 

 

Der Text auf Seite 141, Absatz 3: 

Bezüglich der förderfähigen Ausgaben gelten die Bestimmungen der diesbezüglichen 

Verordnung der Europäischen Kommission Nr. 1865/2000 mit den Regeln für die 

Zuschussfähigkeit von Ausgaben. Sollten Entwicklungspartnerschaften im Zuge ihrer 

geförderten Tätigkeit Einkünfte erzielen, so vermindern diese die öffentliche Finanzierung. 

lautet korrigiert: 

Bezüglich der förderfähigen Ausgaben gelten die Bestimmungen der diesbezüglichen 

Verordnung der Europäischen Kommission Nr. 448/2004 vom 10. März 2004 zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 1685/2000 der Kommission mit Durchführungsbestimmungen zur 

Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates hinsichtlich der Zuschussfähigkeit der Ausgaben 

für von den Strukturfonds kofinanzierte Operationen und zur Aufhebung der Verordnung 

(EG) Nr. 1145/2003. Sollten Entwicklungspartnerschaften im Zuge ihrer geförderten Tätigkeit 

Einkünfte erzielen, so vermindern diese die öffentliche Finanzierung. 


